
gefestsetzung zwischen kameral und
doppisch buchenden Landkreisen kei-
ne signifikanten Unterschiede gibt.46

Die Abb. 3 bestätigt dies abermals. Deut-
liche Unterschiede mit Blick auf Kreis-
umlagehebesatzsenkungen oder -an-
hebungen sind nur im länderweisen Ver-
gleich zu erkennen und haben ihre Ur-
sache in dem jeweiligen finanzwirt-
schaftlichen Umfeld.

Die Landesgesetzgeber sind deshalb zu
Recht nicht den Vorstößen gefolgt, die mit
dem doppischen Rechnungssystem nicht
vereinbare und im Übrigen in voller Konse-
quenz dann auch auf das Verhältnis der
Städte undGemeinden zu ihren Bürgern zu
übertragende Sonderregime für die Land-
kreise einforderten.47

Stattdessen hat der nordrhein-westfäli-
sche Landesgesetzgeber sogar – syste-
matisch zu Recht – den Umlageverbänden
die Möglichkeit zur Wiederauffüllung
des Eigenkapitals (in Form der allgemei-
nen Rücklage und der Ausgleichsrücklage)
durch die Erhebung einer Sonderum-
lage eingeräumt.48 Sie kann erhoben wer-
den, sofern im Jahresabschluss eine Inan-
spruchnahme des Eigenkapitals erfolgt ist.
Sie ist zu erheben, sofern eine Überschul-
dung nach § 75Abs. 7GONWeingetreten
ist und ist unter Beachtung des Rücksicht-
nahmegebots zu bestimmen. Wie bei der
allgemeinen Kreisumlage ist eine Beneh-
mensherstellung mit den Gemeinden

notwendig und die Genehmigung der
Aufsichtsbehörde einzuholen.49

2. Redistributive Ausgleichsfunktion

Unter redistributiven Gesichtspunkten
ist es Ziel der Kreisumlageerhebung,
die Finanzkraftunterschiede zwischen den
kreisangehörigen Gemeinden abzumil-
dern. Dabei soll die ausgleichende Wir-
kung der Kreisumlage bereits aufgrund
der Erhebung als solche eintreten, ohne
dass es einer besonderen, auf einen Aus-
gleich gerichteten Willensbetätigung des
einzelnen Kreises bedarf. Dies geschieht
in allen Flächenländern dadurch, dass fi-
nanzstarke Gemeinden absolut einen grö-
ßeren Teil ihrer Finanzkraft auf die Kreis-
umlageausgaben verwenden müssen als
finanzschwächere Gemeinden.

Weitergehende redistributive Gestal-
tungsmöglichkeiten bieten sich einer-
seits mit Blick auf die Ausformung der
Kreisumlagebemessungsgrundlagen so-
wie andererseits hinsichtlich der Varia-
tions- und Differenzierungsmöglichkeiten
bei der Kreisumlagesatzfestsetzung.

Der Ausgleichseffekt der Kreisumlage tritt
nicht in Konkurrenz zum kommunalen Fi-
nanzausgleich, da er sich stets nur auf den
einzelnen Landkreis bezieht. In diesemSin-
ne stellt die Kreisumlage in ihrer redistribu-
tiven Funktion vielmehr eine differenzier-
ter wirkende Fortsetzung und einen

notwendigen Bestandteil des kommu-
nalen Finanzausgleichs dar.50

Dass die Kreisumlage ein Teil des Finanz-
ausgleichs ist, hat auch das Bundesver-
fassungsgericht in seiner Krankenhaus-
umlage-Entscheidung sehr deutlich her-
ausgestellt:

„Das Grundgesetz steht der Erhebung einer Um-
lage, deren Aufkommen im kommunalen Raum
verbleibt oder in diesen zurückfließt, nicht ent-
gegen.DasGG trifft in Art. 106Abs. 5 –7 einzelne
Regelungen zur Finanzausstattung der Gemein-
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Abb. 1: Gewicht der Kreisumlage im Kontext der Kreiseinnahmen 

Eigene Darstellung auf Basis der Rechnungstatistik 2020.

46 Ebenfalls mit eindrucksvollem Nachweis der Höher-
belastungsthese entgegentretend: Zeis, der ge-
meindehaushalt 2009, 268 ff.

47 Grünewald (der gemeindehaushalt 2009, 199 [203])
weist zudem darauf hin, dass solche systemfrem-
den Eingriffe in die Finanzhoheit der Landkreise ei-
ner sachlichen Begründung bedürften, die er jedoch
nicht zu erkennen mag.

48 Diese nordrhein-westfälische Besonderheit
wurde notwendig, da nach dem Wortlaut von § 56
Abs. 1 KrO NW die Kreisumlageerhebung auf die
nicht durch die Erträge gedeckten Aufwendungen
beschränkt ist und nach der Rechtsprechung des
OVG Nordrhein-Westfalen vom 15.8.2011 (Az.: 15
A 1072/11) nicht zu einer haushaltsplanmäßigen
Überschussbewirtschaftung führen dürfe. Damit
wäre aber den Umlageverbänden – anders als den
Städten und Gemeinden – eine geplante Wiederauf-
füllung des Eigenkapitals generell nicht möglich. Die
Rechtslücke ist vom Landesgesetzgeber im Gesetz
zur Änderung der Kreisordnung (GVBl. NW
2012, 421) aufgegriffen worden.

49 Dazu ausf. unter Abschnitt C.II.4.

50 Mit Hinweis auf den Kommunalfinanzbericht aufgrei-
fend: ThürOVG, ThürVBl. 2017, 139 (141), zuvor
bereits: OVG RhPf, DVBl. 2014, 589 (590), OVG
RhPf, DVBl. 2011, 910 (911).
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